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Die Berufsgenossenschaften sind im Gegensatz zu den 

Gewerbeaufsichtsamtern nach Wirtschaftszweigen geglie- 

dert. Sie erlassen eigene Vorschriften zur Verhütung 

von Arbeitsunfalien und Berufskrankheiten.

Diese Vorschriften, die Unfallverhlitungsvorschriften, 

müssen von staatlicher Seite genehmigt verden.

Sie unterhalten eigene Aufsichtsdienste, die die Ein- 

haltung der Unfailverhütungsvorschriften sicherstellen 

und die Betriebe in Fragen des Arbeitsschutzes beraten. 

Gegenstand dieser Beratungen ist der vorbeugende Ge- 

falirenschutz.

Ein vesent liches Merkmal der Beruf sgenossenschaf ten 

ist, daJS allé Entscheidungen iiber Vorschriften und allé 

sonstigen MaJSnahmen zur Unfallverhütung von pari tat isch 

mit Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer besetz- 

ten Organen getroffen werden. Hierzu entscheiden die 
Betroffenen in eigener Sache. Dieses Prinzip des pari- 
tatischen Miteinanders hat sich im deutschen Arbeits- 

schutzrecht bewahrt. Die betroffenen Arbeitnehmer und 

Arbeitgeber kennen die spezifischen Gefahren in ihren 

Betrieben. Sie kennen auch die virksamsten MaEnahmen,


